
15

Montag, 16. Oktober 2023

Der Vorkämpfer der erneuerbaren Energien, Josef Gemperle, vertritt eine Extremposition beim Kriterium «liberale Gesellschaft». Bild: Andrea Tina Stalder

Der Konservativste, die Sozialste
DieWahlplattform Smartvote zeigt anhand von acht Kriterien die extremsten ThurgauerNationalratskandidaten.

ThomasWunderlin

DenCannabiskonsumwill Josef
Gemperle nicht legalisieren.
Ärzten will es der Nationalrats-
kandidat der Mitte nicht erlau-
ben, aktive Sterbehilfe zu leis-
ten. Von einem dritten amtli-
chen Geschlecht will er nichts
wissen.Mit «eherNein»beant-
wortet er zudem die Frage, ob
gleichgeschlechtlichen Paaren
dieselbenRechtewiegemischt-
geschlechtlichen Paaren zuste-
hen sollen.

AufgrundsolcherAntworten
erreichtGemperle gemässeiner
Auswertung derWahlplattform
Smartvote beim Kriterium «li-
beraleGesellschaft»nur23Pro-
zent. Smartvote hat im Auftrag
der Thurgauer Zeitung die Ant-
worten aller Thurgauer Natio-
nalratskandidaten auf den
Hauptlisten nach acht Kriterien
ausgewertet. Beim Kriterium
«liberale Gesellschaft» sind
die 23 Prozent Gemperles der
tiefste Wert. Der bekannte
Vorkämpfer erneuerbarer
Energien ist somit der am we-
nigsten liberale respektive der
konservativsteNationalratskan-
didat.

Beim Kriterium «liberale
Gesellschaft» steht die Grüne
CorneliaHausermit 93Prozent
am andern Ende der Skala. Sie
stimmt allen vier erwähnten
Forderungen zu, die Gemperle
ablehnt. Damit ist sie liberaler
als alle andern.

Aufrecht-Kandidatmitnull
ProzentZustimmung
WerdiebilateralenVerträgemit
der EU kündigen, aber auch
nicht mit den USA ein Freihan-
delsabkommen eingehen will,
der würde sich vielleicht vom
Aufrecht-Kandidaten Georg
Schulthess vertreten fühlen.

BeiFragenzueiner«offenen
Aussenpolitik» kommt er auf

eine Zustimmung von null Pro-
zent. Am andern Ende figuriert
dieGrünliberaleNicole Zeitner
mit einemWert von97Prozent.
Sie befürwortet engere Bezie-
hungenmitderEUundwill auch
die Zusammenarbeit mit der
Nato ausbauen.

Schulthess markiert auch
beimKriterium«restriktiveMi-
grationspolitik» eine Extrem-

position, hier kommter auf 100
Prozent Zustimmung. Auf die-
sen Wert kommt ebenso die
SVP-Kandidatin Judith Ricklin.
Schulthess und Ricklin lehnen
beispielsweise beide eine Lo-
ckerung der Einbürgerungsbe-
stimmungen ab.
Diesbefürwortenhingegenvier
Kandidaten, diebeimKriterium
restriktiveMigrationspolitik auf

null Prozent Zustimmungkom-
men,nämlichdieGrünliberalen
Stefan Leuthold und Ueli Fisch
sowie die Grünen Simon Vogel
undKurt Egger.

ManhätteauchSP-Leuteauf
dieser Position erwartet. Ihre
Antworten unterscheiden sich
von jenenderGP-undGLP-Ver-
tretern jedoch in einigenNuan-
cen. Sounterstützt beispielswei-
seSP-PräsidentinMarinaBrugg-
mann nur mit «eher Ja» die
Forderung, mehr qualifizierte
AngehörigevonNicht-EU/Efta-
Staaten in der Schweiz arbeiten
zu lassen. Die vier Grün-Grün-
liberalenhabenhier einklares Ja
angeklickt.

Gutjahrunterbietet allebei
Umweltschutz
Vogel und Egger stimmen hin-
gegen beim «ausgebauten Um-
weltschutz» zu 100 Prozent zu.
HiererreichendieSVP-Vertreter
Pascal Schmid und Diana Gut-
jahrmit6Prozentdie tiefsteZu-
stimmung. Gutjahr setzt sich
mit 10 Prozent Zustimmung
auch am wenigsten für einen
«ausgebauten Sozialstaat» ein.
Hier markiert Gewerkschafts-
präsidentLukasAuer, SP,mit98
Prozent denGegenpol.
Bei«Law&Order»erreichtPas-
cal Schmid (SVP)mit 85Prozent
denHöchstwert. Zu einemVer-
bot einer automatischen Ge-
sichtserkennung imöffentlichen
Raum sagt er beispielsweise
«eherNein»,währendKurt Eg-
ger (GP) zustimmt. Egger
kommt bei «Law &Order» nur
auf6Prozent,washierder tiefs-
teWert allerKandidatenaufden
Hauptlisten ist.

Bruggmannhältwenigvon
restriktiverFinanzpolitik
Bleiben Finanzen und Wirt-
schaft. Für eine «restriktive Fi-
nanzpolitik» kann sich SP-Kan-
tonalpräsidentinMarinaBrugg-

mann nicht erwärmen; ihre
Zustimmungbeträgt 19Prozent.
Siewill dieAusgaben für soziale
Wohlfahrt, fürBildungundFor-
schung sowie für den öffentli-
chenVerkehr deutlich erhöhen.
Der Staat soll nach ihrer Mei-
nung mehr Geld für die Kran-
kenkassen-Prämienverbilligung
zur Verfügung stellen, und der
Bund soll den gemeinnützigen
Wohnungsbau stärker fördern.

Die restriktivsteFinanzpoli-
tik vertritt Marion Fuss von der
Liste Mass-Voll mit einer Zu-
stimmung von 84 Prozent. Sie
will weder die Beiträge an die
Prämienverbilligung erhöhen
nochdengemeinnützigenWoh-
nungsbau stärker fördern.
Ausserdem möchte die Vertre-
terin der Massnahmenkritiker
sowohl für soziale Wohlfahrt
wie auch für Entwicklungszu-
sammenarbeit deutlichweniger
ausgeben. In einem Punkt sind
sichFussundBruggmanneinig:
EineErhöhungdesRentenalters
auf 67 Jahren lehnen beide ab.

Massnahmenkritikergegen
Gewerkschaftspräsidentin
Die liberalsteWirtschaftspolitik
vertritt Giovanni Noto von der
Aufrecht-Liste mit 93 Prozent
Zustimmung.Er lehnt schärfere
Regulierungen des Bankensek-
tors ab,will Bauvorschriftenbe-
züglichLärmschutzundAusnüt-
zungsziffern lockern und setzt
sich für einen freien Markt für
private Strombezüger ein.

Alle drei Forderungen lehnt
die SP-Kandidatin SandrineNi-
kolic-Fuss ab. Die Präsidentin
desSwiss-Kabinenpersonals for-
dert ausserdem einenMindest-
lohn von 4000 Franken und
eine strengere Kontrolle der
Lohngleichheit von Mann und
Frau. Sie kommt damit auf 12
ProzentZustimmung für eine li-
berale Wirtschaftspolitik. Nie-
mand liegt tiefer.
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Mehr Infos und
Kontrollen in
Schutzgebieten

Thurgau Die Thurgauer See-
polizei hat in den letzten Jahren
die Information in den Schutz-
gebieten an See und Rhein auf
verschiedenen Kanälen ver-
stärkt, schreibt der Regierungs-
rat in der Beantwortung einer
Einfachen Anfrage von Nina
Schläfli (SP,Kreuzlingen).Ange-
sprochen würden Bootsfahrer,
Stehpaddler und andere Was-
sersportler. Durch deren stei-
genden Aktivitäten habe sich
der Druck auf die Naturschutz-
gebiete erhöht.

Die Seepolizei leistet jähr-
lich2000MannstundenzurGe-
wässerüberwachung.Nebst der
KontrollederSchifffahrtsgesetz-
gebunghat sie aucheinAugeauf
die Einhaltung der Verbote und
Schutzvorschriften der Schutz-
gebiete. Beispielsweise dürfen
Bestände von Wasserpflanzen
wieSchilf, BinsenundSeerosen
grundsätzlich nicht befahren
werden. Verstösse werden laut
Regierungsrat äusserst selten
festgestellt.

Das Amt für Raumentwick-
lung steht imDialogmit«digiti-
ze the planet», eine Organisa-
tion, die Geodaten an Anbieter
vonAppsundWebseiten für die
Planung liefert. Ziel ist es, dass
solche Plattformen künftig kei-
neRoutendurch sensibleGebie-
te anzeigen. Der Regierungsrat
ist der Ansicht, dass ein grosses
Informationsangebot für Frei-
zeitsportlerbesteht,mitdemauf
Nutzungskonfliktemit demNa-
turschutz hinweist Neben einer
geplanten Ausschilderung der
internationalen Wasser- und
Zugvogelreservate hat die Jagd-
undFischereiverwaltungbei tie-
fen Wasserständen heikle Ge-
biete abgesperrt, beispielsweise
in der Badi Triboltingen. Ge-
plant ist auch eine Verstärkung
der Reservatsaufsicht.

«DieRegierunghat die Pro-
blematik auf dem Radar und
plant, beziehungsweise trifft zu-
sätzliche Massnahmen», an-
erkennt die Fragestellerin Nina
Schläfli. Nicht ganz einverstan-
den sei siemitderAussage, dass
die Information der Freizeit-
sportlerinnen und -sportler
nicht weiter verbessert werden
könne. (wu)

Umweltgeschichte
seit 3000 Jahren
Thurgau Wie Klima- und Um-
weltdaten der letzten Jahrtau-
sende imKantonThurgauzuge-
winnen sind - zudiesemaktuel-
len Thema organisiert der
Historische Verein des Kantons
ThurgaueinenöffentlichenVor-
tragmitdenArchäologenHans-
jörg Brem und Urs Leuzinger.
DerAnlassfindet amamDiens-
tag, 24. Oktober, 19 Uhr im
Staatsarchiv inFrauenfeld statt.
UnterdemTitel «KUMiT» (Kli-
ma und Umwelt im Thurgau)
läuft seit 2019 ein Projekt mit
dem Ziel, Klima- und Umwelt-
daten der letzten 15000 Jahre
im Kanton Thurgau zu gewin-
nen;Hauptquelle sinddabeiAb-
lagerungen am Grund von
Hüttwiler-undBichelsee. ImFo-
kusdesVortrags stehendie letz-
ten 2000 bis 3000 Jahre. (red)


